
 

Vereinbarung über die interne Abwicklung zur Vergabe des 
Forschungsprojektes „Ermittlung der Leistungsfähigkeit der Regionsleitstelle 

unter den derzeitigen und zukünftigen Anforderungen und 
Rahmenbedingungen“ 

 

zwischen 

der Region Hannover, Hildesheimer Str. 20, 30169 Hannover, vertreten durch den 
Regionspräsidenten 

(nachfolgend RH genannt) 

 

und 

 

der Landeshauptstadt Hannover, Trammplatz 2, 30159 Hannover, vertreten durch den 
Oberbürgermeister 

(nachfolgend LHH genannt) 

Präambel 

 

Am 02.10.2019 wurde durch den Leitstellenausschuss empfohlen, ein Gutachten zur 
Evaluierung der Regionsleitstelle in Auftrag zu geben. Im Rahmen eines Forschungsprojektes 
soll die „Leistungsfähigkeit einer Leitstelle für Rettungsdienst, Krankentransport, Brandschutz 
und Hilfeleistung unter den derzeitigen und zukünftigen Anforderungen und 
Rahmenbedingungen“ sowie die Regelung der Finanzierung zukunftsweisend erforscht 
werden. Die LHH hat in Abstimmung mit der Region Hannover die Universität Maastricht (UM) 
ausgewählt und beabsichtigt an diese den Auftrag für das Forschungsprojekt zu vergeben. 
Angelegt ist das Forschungsprojekt auf drei Jahre. Der Inhalt der Forschungsvereinbarung 
zwischen der LHH und der UM ist zwischen den Parteien abgestimmt. 

Diese nachfolgende Vereinbarung dient dazu, die zwischen der RH und der LHH bestehenden 
Rechte und Pflichten bis zum Abschluss des Forschungsprojektes zu regeln. 

 

§ 1 Mitwirkungspflicht der Parteien 

(1) Nach der mit der UM zu schließenden Forschungsvereinbarung   deren unterzeichnete 
Fassung als Anlage 1 Vertragsbestandteil wird, wird eine Projektsteuerungsgruppe 
gegründet, an der sich neben der LHH auch die RH sowie die kommunalen Träger des 
Brandschutzes, vertreten durch den Leitstellenausschuss, sowie die Verbände der 
gesetzlichen Krankenkassen, vertreten durch den vdek Niedersachsen und die AOK 
Niedersachsen,  beteiligen.  

(2) Der Projektstrukturplan sowie die halbjährlichen Arbeitspläne gemäß § 3 Abs. 3 der 
Anlage 1 sind einvernehmlich zu erstellen. Bei allen Informationsflüssen zwischen der LHH 
und der UM, die den Untersuchungsgegenstand näher konkretisieren oder sonst die 
Interessen der RH betreffen, ist die RH grundsätzlich zu beteiligen. Die Einzelheiten wie die 
Informationsflüsse gewährleistet werden können und in welcher Form, werden einvernehmlich 
von den Beteiligten in der Projektgruppe geklärt.  



 

(3) Die in Anlage 1 festgelegten Aufgaben und Mitwirkungsrechte und -pflichten gelten 
zwischen den Parteien dieses Vertrages als verbindlich vereinbart Die LHH übernimmt die 
Verpflichtung, ihre Beschäftigten in der Regionsleitstelle und die Personalvertretung in 
geeigneter Weise in das Projekt einzubinden und im Vorfeld entsprechend zu informieren.  

 
(4) Die UM verpflichtet sich in § 6 Abs. 3 der Anlage 1, dieser das nicht-ausschließliche, 
übertragbare, zeitlich und örtlich unbegrenzte Recht, die Ergebnisse der Forschung in 
unveränderter oder geänderter Form auf alle Nutzungsarten beliebig zu nutzen (insbesondere 
zu vervielfältigen, vervielfältigen zu lassen und zu verarbeiten) sowie das Recht, den weiteren 
Beteiligten für alle Nutzungsarten Nutzungsrechte einzuräumen. Die LHH wird alle 
Arbeitsergebnisse und sonstige für diese Ergebnisse wesentliche Informationen der RH 
unverzüglich zur Verfügung stellen sowie die erhaltenen Nutzungsrechte auf die RH 
übertragen. 

 
§ 2 Zahlungspflicht der Gebietskörperschaften 
 
(1) Die LHH verpflichtet sich in der Forschungsvereinbarung mit der UM in § 4 Abs. 1, sich 
an den ermittelten Kosten des Forschungsprojektes mit einem Betrag in Höhe von insgesamt 
442.200 € zuzüglich der ggfs. anfallenden Umsatzsteuer zu beteiligen.  
 
(2) Dieser Betrag ist von der LHH im Voraus am 1., 13, und 25 Monat nach 
Vertragsunterzeichnung in Jahresabschlägen in Höhe von jeweils 147.400 € zzgl. der ggf. 
anfallenden Umsatzsteuer, die von der LHH abzuführen ist, an die UM zu zahlen.  
 
(3) Die RH erstattet der LHH unmittelbar nach Mittelabrufung durch UM und 
Rechnungslegung die Hälfte des jeweiligen Jahresabschlages zzgl. ggf. anfallender 
Umsatzsteuer.  
 
(4) Nach den zwischen den Projektbeteiligten geltenden Absprachen (vgl. auch § 4 Abs. 2 
der Anlage 1) tragen die Kostenträger 1/3 der Projektkosten. Den auf die Kostenträger 
entfallenden Anteil macht jede Vertragspartei selbst im Rahmen der Verhandlungen über die 
Kosten des Rettungsdienstes geltend. 
 
 
§ 3 Datenschutz/Vertraulichkeit 
 
Die RH erkennt die in § 7 und § 8 der Forschungsvereinbarung getroffenen Regelungen zur 
Vertraulichkeit und zum Datenschutz und die daraus im Einzelfall für sie resultierenden 
Pflichten als verbindlich an. 
 
§ 4 Leistungserweiterung 
 
(1) § 9 Abs. 1 der Forschungsvereinbarung sieht die Möglichkeit vor, durch Vereinbarung 
vor Ende des 33. Kalendermonats der Vertragslaufzeit, diese einmalig um maximal drei Jahre 
zu verlängern. Eine Zustimmung zur Vertragsverlängerung seitens der LHH erfolgt nur nach 
entsprechender vorheriger Zustimmung der RH. Die LHH und RH bemühen sich um die 
Zustimmung und Kostenübernahmeerklärung der übrigen an der Forschungsvereinbarung 
Beteiligten.  
 
(2) Für den Fall der Vertragsverlängerung oder sonstiger Leistungserweiterungen nach 
entsprechender vorheriger Zustimmung der RH gilt § 2 dieses Vertrages entsprechend. Sollte 
die (weitere) Kostenbeteiligung der Kostenträger streitig sein oder für einzelne 
Leistungserweiterungen entfallen, teilen sich die Vertragsparteien diese Kosten hälftig. 

 

§ 5 Veröffentlichungen 



 

 
(1) Die RH erkennt an, dass es das Ziel der UM ist, neue wissenschaftliche und technische 
Erkenntnisse zügig zu verbreiten. Zu diesem Zweck wird sie, soweit es ihr möglich und 
zumutbar ist, die erforderlichen Maßnahmen ergreifen, um die Veröffentlichung zu 
ermöglichen, ohne ihre vertraulichen Informationen oder Rechte an geistigem Eigentum zu 
gefährden.  

(2) Die RH ist damit einverstanden, dass die Universität im Rahmen ihres gesetzlichen 
Auftrages, Ergebnisse der Forschungszusammenarbeit in allgemeiner Form in der Lehre und 
zu Ausbildungs- und Trainingszwecken verwendet.  

 

§ 6 Sonstiges 
 
(1) Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages sowie Nebenabreden bedürfen der 
Schriftform. Dies gilt auch für die Änderung der Schriftformabrede. 
 
(2) Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung unwirksam sein oder werden oder 
sollte diese Vereinbarung eine Lücke enthalten, so wird hierdurch die Wirksamkeit der übrigen 
Teile der Vereinbarung nicht beeinträchtigt. Die Vertragsparteien verpflichten sich für diesen 
Fall, unverzüglich, die unwirksame Bestimmung durch eine zulässige wirksame Vereinbarung 
zu ersetzen, die nach ihrem Inhalt der ursprünglichen Absicht am nächsten kommt; das 
Gleiche gilt im Falle einer Lücke.  
 
Hannover, den _______________________                           Hannover, den_____________ 
 
Region Hannover                                                                     Landeshauptstadt Hannover 
Der Regionspräsident                                                              Der Oberbürgermeister 
In Vertretung 
                                                             
 
------------------------------- 
 
Anlage: 
 
Forschungsvereinbarung zwischen der LHH und der UM 


